
VON GUIDO SCHMIDT-TRAUB

Der vomdeutschen Botschafter Gunter Pleu-
ger in der Generalversammlung der Verein-
ten Nationen angekündigte Stufenplan zur
Erhöhung der Entwicklungshilfe auf 0,7
Prozent des Bruttoinlandsproduktes bis
2014 zeugt von Weitsicht der Bundesregie-
rung.

In den Augen derWeltöffentlichkeit reiht
sich Deutschland damit in die rasch wach-
sende Zahl der Staaten ein, die das 1970 be-
schlossene und seitdem mehrfach bestätig-
te Ziel, 0,7 Prozent der Wirtschaftsleistung
reicher Länder der Entwicklungshilfe zu
widmen, vor 2015 erreichen werden.

Die internationale Bedeutung dieser An-
kündigung lässt sich kaum überschätzen.
Erstmalig rückt das europaweite 0,7-Ziel in
greifbare Nähe, da mit Ausnahme von Grie-
chenland, Italien, Österreich, Portugal so-
wie der neuen Beitrittsländer alle EU-Mit-
glieder einen Stufenplan zum Erreichen des
Ziels vorgelegt haben.

Finanzierung der Milleniumsziele

Damit wird die ausreichende Finanzierung
der Millenniumsziele möglich, denn
Europa kann einen Großteil der in Afrika
und anderen armenRegionen benötigten Fi-
nanzmittel zur Verfügung stellen. Die euro-
päische Führungsrolle in der Entwicklungs-

zusammenarbeit würde ein Nachziehen der
Vereinigten Staaten, Japans sowie anderer
Geberländer imVorfeld des September-Gip-
fels der Vereinten Nationen sehr wahr-
scheinlich machen. Deutschland ist der
Schlüsselstein in diesem Mosaik. Aus die-
semGrundmuss die Ankündigung schnells-
tens in dieHaushaltsplanung integriert wer-
den.

Die angestrebte Erhöhung des Entwick-
lungshilfeetats ist notwendig, aber nicht
ausreichend zum Erreichen der Millenni-
umsziele. Die Mittel müssen effizient und
transparent eingesetzt sowie Missbrauch
und Korruption vermieden werden. Dies ist
machbar, da das weit verbreitete Klischee
falsch ist, nach demRegierungen besonders
in Afrika zu korrupt und nicht in der Lage
sind, Entwicklungshilfe erfolgreich zu ver-
wenden. Länder wie zum Beispiel Äthio-
pien, Ghana, Mosambik, Senegal, Tansania

und Uganda haben unter Beweis gestellt,
dass sie Entwicklungsgelder effektiv und
transparent einsetzen können. Es gilt nun,
diese und weitere Länder, die solide Ent-
wicklungsstrategien vorlegen und sich zu

umfangreicher Rechenschaft und Transpa-
renz verpflichten, durch erhöhte Entwick-
lungshilfe zu unterstützen.

Zusätzlichmuss dieQualität der Entwick-
lungshilfe deutlich gesteigert werden. Nach

Schätzungen des Millennium-Projektes fi-
nanzieren lediglich 24 Prozent der bilatera-
len Entwicklungshilfe direkte Investitionen
zum Erreichen der Millenniumsziele. Eine
effizientere Entwicklungszusammenarbeit
erfordert deutlich mehr Budgettransfers
und weniger Projektfinanzierung sowie die
Beseitigung von Restriktionen, die das Fi-
nanzieren von Gehältern für Ärzte und Leh-
rer sowie anderer laufender Kosten verhin-
dern.

Zersplitterung der Hilfe beenden

Schließlich sollte eine gemeinsameEntwick-
lungsfinanzierung auf europäischer Ebene
angestrebt werden, ähnlich wie bereits in
der Handels- und Wettbewerbspolitik. Das
europaweite Poolen von Mitteln würde die
Zersplitterung in mehrere Dutzend Geldge-
ber beenden und die Effizienz der Entwick-
lungshilfe deutlich steigern. Auf diese Wei-

se kann Europa die internationale Füh-
rungsrolle übernehmen, die dem Volumen
seiner Entwicklungshilfe entspräche.

Das Treffen der europäischen Staats- und
Regierungschefs am 16. und 17. Juni bietet
die Gelegenheit, einen gemeinsamen euro-
päischen Fonds zumErreichen derMillenni-
umsziele zu beschließen. Europa übernäh-
me dadurch die weltweite Führungsrolle im
Kampf gegen die Armut. DafürwerdenAfri-
ka und der Rest der Welt auf alle Zeit dank-
bar sein.

Die Bundesrepublik Deutschlandwird be-
sondere Anerkennung erhalten für ihren
entscheidenden Anstoß zu einer europäi-
schen 0,7-Lösung.

politik@fr-aktuell.de; Tel. 0 69 / 21 99 - 39 53

VON PIERRE SIMONITSCH (GENF)

In den frühen 60er Jahren, nach dem
Ende der Kolonialherrschaft, beliefer-
ten die afrikanischen Staaten andere
Kontinentemit ihremNahrungsmittel-
überschuss. Heute muss Afrika ein
Drittel seines Getreidebedarfs impor-
tieren. Mehr als 40 Prozent der Bevöl-
kerung Afrikaner gehen jeden Abend
hungrig zu Bett.

Die klassische Entwicklungshilfe
hat nicht die erwünschten Ergebnisse
gezeitigt. Das Geld versickerte in Pres-
tigeobjekten oder in denTaschen örtli-
cher Potentaten und bescherte vorwie-
gend Firmen aus den Industriestaaten
satte Gewinne. Nach den Zahlen der
UNmüssenweltweitmehr als eineMil-
liarde Menschen mit weniger als ei-
nem Dollar pro Tag auskommen; wei-
tere 2,7 Milliarden mit höchstens zwei
Dollar.

Die Misere lässt sich aber nicht al-
lein am Einkommen messen. Armut
bedeutet auch, mehrere Stunden täg-
lich auf dem Weg um Wasser zu sein,
keine Schulbildung zu genießen und
an Krankheiten zu sterben, die in den
entwickeltenWeltgegenden längst aus-
gerottet sind. Jedes Jahr sterben sechs

Millionen Kin-
der vor ihrem
fünftenGeburts-
tag an Unterer-
nährung.

Beim Millen-
niumsgipfel
2000 gelobten
die Staats- und

Regierungschefs der 191 UN-Mitglie-
der feierlich, bis 2015 die Zahl der Ar-
men in der ganzen Welt zu halbieren.
Fünf Jahre nach dem Gipfel ist die Bi-
lanz ernüchternd. Beim jetzigen Tem-
po wird der Kampf gegen die Armut
nie zu gewinnen sein.

Mitte Januar hat UN-Generalsekre-
tär Kofi Annan unter demTitel „In die
Entwicklung investieren“ weitere Vor-
schläge unterbreitet. 265 Fachleute ar-
beiteten an dem Projekt, das mindes-
tens einer Milliarde Menschen in den
ärmsten Ländern im Verlauf des kom-
menden Jahrzehnts ein besseres Le-
ben bescheren soll. Das Projekt ver-
sucht einige originelle Wege zu gehen.
So sollen die Geberstaaten von Ent-
wicklungshilfe ein gutes Dutzend ar-
me Länder auf eine Überholspur
(„fast-track“) setzen – Länder näm-
lich, die unter Beweis gestellt haben,
dass sie gut regiert werden und die Fä-
higkeit besitzen, größere Investitio-
nen zumWohl der gesamten Bevölke-
rung zu absorbieren. Diese Länder sol-
len mit höherer Entwicklungshilfe be-
lohnt werden.

Ein anderer Vorschlag läuft auf Ver-
einbarungen zwischen Industriestaa-
ten und Entwicklungsländern über ge-
meinsame „Quick Win Actions“ hi-
naus – Einsätze, die schnelle Gewinne
versprechen: Kostenlose Schulmahl-
zeiten für Kinder in Slums, Düngemit-
tel für Kleinbauern oderMückennetze
und Anti-Malaria-Medikamente für
Kinder in malariaverseuchten Gegen-
den.

Das bereits vor drei Jahrzehnten
von den UN abgesegnete Ziel, 0,7 Pro-
zent des Bruttosozialprodukts der In-
dustriestaaten für öffentliche Entwick-
lungshilfe aufzuwenden, wurde bisher
bloß von einigen nordeuropäischen
Ländern verwirklicht. Nach den Mil-
lenniumszielen soll diese Marke jetzt
spätestens 2015 von allen Staaten er-
reicht werden.

Doch der Botschafter der Vereinig-
ten Staaten bei den UN, Sichan Siv,
nannte eine solche Verpflichtung am
Dienstag eine „Hilfefalle“ für die Ent-
wicklungsländer. Nur durch private In-
vestitionen und Handel könnten sie
der Misere entrinnen.

Guido

Schmidt-Traub ist

Politikberater beim

UN-Millennium-

Projekt, das

UN-Generalsekretär

Annan berät.

VON CHRISTOPH LINK (NAIROBI)

Alle Kinder dieserWelt werden im Jahr 2015
eine Grundschule besuchen: Das ist eines
der von den UN gesetzten Milleniumsziele
und es ist weit von der Wirklichkeit ent-
fernt. In Kriegsländern Afrikas wie der De-
mokratischen Republik Kongo oder Sudan
geht nur ein Bruchteil der Kinder zur Schu-
le. Ebenso im anarchischen Somalia, wo es
gerade einmal zehn Prozent eines Jahr-
gangs sind – das ist selbst für Afrika ein Ne-
gativ-Rekord. Doch auch das ist nur die hal-
be Wahrheit.

„Wenn wir kein Mittagessen anbieten,
kommt hier auch keiner zur Schule“, sagt
der Leiter einer katholischen Grundschule
in Nairobi, die am Slum Korogocho gelegen
ist. Mit leerem Bauch ist an Lernen nicht zu
denken. Gerade im Norden Kenias müssen
viele Kinder lange Anmärsche zur Schule in
Kauf nehmen, das Welternährungspro-
gramm bietet eine Schulspeisung an. Den-
noch schicken im muslimisch geprägten
Nordkeniamanche Eltern nur die Jungen in
die Schule; die Mädchen sitzen zu Hause
und klopfen Wildfrüchte auf flachen Stei-
nen weich, damit die Familie zu essen hat.

Gleichberechtigung der Mädchen, Ein-
schulungsraten, Armutsbekämpfung –
überall, so eine kenianische Sprecherin von
Unicef inNairobi, die ihrenNamennicht ge-
druckt sehenmöchte, „hinkt Kenia denMil-
leniumszielen hinterher“. In einem jüngs-
ten Report stellt das Kinderhilfswerk der
UN dem ostafrikanischen Land fast nur
mangelhafte Noten aus: Immer weniger
Menschen haben Zugang zu sauberemWas-
ser, die Ernährungslage für Kinder ist
schlechter geworden und ein früherer
Trend zu einem Rückgang der Kinder- und
Müttersterblichkeit hat sich ins Gegenteil
gewendet: Die Todesraten steigen wieder.

Statistisch gesehen sterben in Kenia bei
100000 Lebendgeburten 650 Mütter. Von
1000 Kindern erreichen 123 nicht das fünfte
Lebensjahr. Kenias Regierung vonMwai Ki-
baki war vor zwei Jahren mit Reformver-
sprechen angetreten, und die Befreiung von
Schulgebühren brachte zeitweilig eine Erhö-
hung der Einschulungsquote um 22 Pro-
zent. Aber Kibaki wollte auch eine Kranken-
versicherung für alle und jährlich 500000
Jobs schaffen. Umgesetzt wurde das nicht.
Die Wirtschaft ist einerseits gelähmt von
Staatseinfluss in Schlüsselbetrieben und ge-
nießt andererseits in einigen Branchen un-
gezügelten Freihandel. Kibaki sei ein „Präsi-
dent der Reichen“, zürnen Kenias Medien.

Vorbild Ghana

Als leuchtendes Beispiel gilt UN-Beobach-
tern hingegen das westafrikanische Ghana.
Auch wenn der ehemalige Präsident Jerry

Rawlings die Korruption anprangert, so be-
scheinigt Unicef Ghana immerhin eine gute
Teilnahme an Gesundheitsprogrammen
und den „ständigen Rückgang der Mütter-
und Kindersterblichkeit“. In den Städten
Accra und Kumasi in Ghana ist seit Jahren
ein leichter Wirtschaftsboom zu verzeich-
nen, langsamwächst das Pro-Kopf-Einkom-
men, auch wenn es im globalen Vergleich
immer noch minimal ist.

Ghana erfreut sich seit vier Jahren, nach
dem demokratischen Wechsel von Raw-
lings zu JohnKufuor, der politischen Stabili-
tät. Die lockt Investoren an. Aber auch heu-
te noch sind Rohstoffe wie Gold und Kakao
die Hauptexportprodukte des Landes, sie
sind anfällig für Preisschwankungen. Erst
seit kurzem investieren die Ghanaer in die
Nahrungsmittelindustrie. So hat ein Früch-

teverarbeiter, die „Blue Skies Fruit“, in ei-
nem Vorort Accras eröffnet und 800 Leute
eingestellt, die Früchte für den Export nach
Europa verarbeiten und verpacken. Eine Ar-
beiterin verdient dort mehr als ein Lehrer
im Staatsdienst.

Pessimistische Vorhersage

Nicht alle Perspektiven sind düster für Afri-
ka. So meldete der Internationale Weltwäh-
rungsfonds kürzlich, dass 20 der 53 afrikani-
schen Staaten im vorigen Jahr ein Rekord-
wachstum von fünf Prozent hatten. Den-
noch: Eine Weltbank-Analyse geht davon
aus, dass die Zahl der Armen in Afrika stei-
gen und nicht sinken wird. Waren es 2001
hier 313 Millionen Menschen, die von weni-
ger als einem Dollar am Tage lebten, sollen
es 2015 schon 340Millionen sein.
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Die UN

wollen die

Bekämpfung

der Armut

beschleunigen.

HINTERGRUND

Die deutsche Zusage, bis 2014 für Entwicklungshilfe 0,7 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts auszugeben, ist entscheidend für die Armuts-
bekämpfung weltweit. Andere Industrieländer werden nachziehen.

Bei der Bekämpfung der Armut kommt Kenia nicht voran: Kinder in einem Slum bei Nairobi.

VON VERA GASEROW (BERLIN)

Der Kanzler wird wohl keine Zeit haben.
Auch sein Finanzminister dürfte kaum da-
bei sein, wenn die SPD-nahe Friedrich-
Ebert-Stiftung Ende April zur Diskussion
lädt. Und so wird das dicke Fragezeichen
bleiben, das dieVeranstalter hinter dasMot-
to des Abends gesetzt haben: „Renaissance
der Entwicklungspolitik?“

Dabei könnten derzeit am ehesten Hans
Eichel und sein Chef, Gerhard Schröder,
Antwort auf die Frage geben:Wie engagiert
arbeitet die Bundesregierung an der Haus-
aufgabe, das UN-Millenniumsziel zu erfül-
len, das sich um eine kleine Sieben hinter
dem Komma rankt, die aber im Bundes-
haushalt mit einem stattlichen Entwick-
lungshilfeposten von jährlich rund 15 Milli-
arden Euro zu Buche schlagen würde? Mehr
als verdoppelnmüsste Berlin seine derzeiti-
gen Hilfsleistungen, wenn es das Ziel errei-
chen will, bis 2015 für die Schwächsten die-
ser Welt 0,7 Prozent des Bruttoinlandsein-
kommens auszugeben.

Dabei kommt Deutschland die Rolle des
Zugpferdes zu unter den Fußlahmen in der
EU. „Ganz viele Entwicklungsländer setzen
ihre Hoffnungen auf uns“, sagt Entwick-
lungshilfeministerin Heidemarie Wieczo-
rek-Zeul nach der jüngsten Tagung von
Währungfonds und Weltbank. Bisher je-
doch drückt sichDeutschland auf den hinte-
ren Plätzen. Bei 0,28 Prozent des Brutto-
inlandseinkommens stagnierte die Entwick-
lungshilfe 2004. Damit liegt sie unter Rot-
Grün nur minimal über dem historischen
Tief von 1998 zum Ende der Ära Kohl. 1986
waren dieMittel schonmal auf 0,47 Prozent
gestiegen – bevor sie nach derWiederverei-
nigung in den Keller stürzten. Dort sind sie
bisher nicht herausgekommen.

Für 2006 hat sich die Regierung nun 0,33
Prozent als Ziel gesetzt und dürfte diese
Marke erreichen. Doch das könnte nur ein
kurzfristiger Anstieg sein, der vor allem ein-
maligen Leistungen wie dem Schulden-
erlass für Irak und der Tsunami-Hilfe zu
verdanken ist. Und doch hat die Frage nach
einer Renaissance der Entwicklungspolitik

einen realen Hintergrund. Denn die Bedin-
gungen für ein stärkeres deutsches Engage-
ment waren lange nicht mehr so günstig.

„Das Thema kommt zunehmend aus der
Nische heraus“, glaubt nicht nur der grüne
Entwicklungspolitiker ThiloHoppe. Immer-
hin hat auch derKanzler selbstmit Bekennt-
nissen zur deutschen Hilfsverpflichtung
das Nischenthema als Chefsache erkannt.
Anlässlich der Flut-Katastrophe in Asien
und auch beimWeltwirtschaftsgipfel in Da-
vos hörteman neueTöne Schröders zur „Ei-
ne-Welt-Politik“. Offenbar hatte die Tsuna-
mi-Spendenbereitschaft den Kanzler be-
lehrt, dass Hilfe trotz leerer Portemonnaies
auf Zustimmung stößt. Zugleich half der in-
ternationale Druck nach. Für eine Regie-
rung, die einen Sitz im Sicherheitsrat will,
wäre es zu peinlich, wenn sie im September
bei der Millenniums-Bilanz der UN wegen
Planverfehlung auf der Anklagebank säße.

Schröder will deshalb schon vorher Fak-
ten schaffen. Voraussichtlich Ende Mai soll
dasKabinett nun einen Stufenplan beschlie-
ßen, den Fachministerin Wieczorek-Zeul

im Januar vorgeschlagen hatte. Danach soll
2010 die 5-Prozent-Marke erreicht sein und
2014 das 0,7-Ziel. Dieser Zeitplan würde es
dem Kanzler auch ermöglichen, im Juli
nicht mit leeren Händen zum G8-Gipfel
nach Schottland zu reisen, wo Gastgeber
Großbritannien das Thema Entwicklungs-
politik ins Zentrum rücken will.

Bleibt die zentrale Frage: Woher soll das
Geld aus den leeren Staatskassen kommen?
ImKanzleramt berät dazu eineArbeitsgrup-
pe Finanzierungsinstrumente. Dabei geht
es auch um die international diskutierte
Idee, Entwicklungsgelder kurzfristig durch
Internationale Finanzfazilität (IFF), durch
Ausgabe von Wertpapieren, aufzustocken.
Die müssten jedoch gegenfinanziert und
später getilgt werden. Wie viel durch neue
Geldquellenwie etwa eine Flugbenzin- oder
Ticketsteuer erschlossen werden kann und
wie viel doch aus dem normalen Etat kom-
men muss, das ist der Konflikt, der Kassen-
warte wie Hans Eichel jetzt in den klassi-
schen Clinch mit den Kollegen von der Au-
ßen- und Entwicklungspolitik gebracht hat.

Weltweite Armutsbekämpfung haben sich die
Vereinten Nationen zur Jahrtausendwende vorgenommen.
Doch die Staatengemeinschaft hinkt den selbst gesteckten

„Millenniumszielen“ hinterher. Wenn Deutschland seine
Entwicklungshilfe auf 0,7 Prozent des Inlandsprodukts
erhöht, könnte dies ein wichtiges Zeichen sein.

Deutschland ist der Schlüsselstein imMosaik
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Milleniumsziel:
0,7 % des Bruttoinlandsproduktes sollen für
die Entwicklungshilfe verwendet werden.
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Wachstum in Kenia und Ghana
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Not der Welt

B
IL

D
:
P

R
IV

A
T

Afrika erfüllt sein Plansoll nicht
Die Ziele der Armutsbekämpfung und Gesundheitsversorgung sind in weite Ferne gerückt, auch wenn manche Länder Fortschritte machen

Selbstverpflichtung mit Fragezeichen
Die Finanzierung der deutschen Zielvorgaben in Sachen Entwicklungshilfe ist noch keineswegs geklärt / Lösung bis zum G8-Gipfel im Juli angestrebt
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